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Die Neuordnung
des bad . Schlichtungswesens

Von Oberregierungsrat Emele , Karlsruhe ,
l

Mit dem ständigen Anwachsen der Industrie in Deutsch-
land , und der Zunahme der Erschütterungen des öffent¬
lichen Lebens durch Wirtschaftskämpfe machte sich seit etwa
einem Menschenalter immer mehr das Bedürfnis geltend
nach einer öffentlichen Einrichtung zur raschen Beilegung
derartiger Kämpfe.

Den ersten gesetzgeberischen Ansatz hierzu findet man in
dem Gesetz über die Gewerbegerichte vom 29 . Juli 189t),
dessen Gedanken über Schlichtungswesen etwas umgeän-
dert auch in das Gewerbegerichtsgesetz vom 29. September
1901 aufgenommen wurden. Der Wirkungskreis der dort
vorgesehenen Einigungsämter — so bezeichnete man da-
mals die Schlichtungseinrichtung — war eng gezogen . Die
Abänderung der Gewerbeordnung durch Schaffung des
neuen § 81a vom 26 . Juli 1897 gab auch den Innungen
besondere Einigungsämter . Das Jahr 1904 brachte die
Ausdehnung des Schlichtungswesens auch auf die Kauf-
mannsgerichte, so daß wohl auf dem Papier eine das ganze
Reich überspannende Schlichtungseinrichtung vorhanden
war . Jedoch war die Beschränkung der Gewerbe- und
Kaufmannsgerichte auf die großen Städte ein Hauptman -
gel für die Auswirkung des Schlichtungsgedankens. Bei
den Innungen selbst fehlte jeder Zwang auf Errichtung
von Einigungsämtern .

In demselben Zeitraum versuchte man , das Schlichtungs-
Wesen noch auf einem anderen Weg durchzuführen und
zwar griff es die vorbereitende Gesetzgebung über die
Schaffung von Arbeitskammern auf . Der Entwurf dieses
Gesetzes kam in der Tagung des Reichstages 1909/10 zur
zweiten Lesung , stieß jedoch auf grundsätzliche Bedenken
4>ei den verbündeten Regierungen . Erst durch den Krieg
kam die Angelegenheit wieder in Fluß . Man vermutete ,
mit Kriegsende wohl ernstliche , außergewöhnliche Wirt-
schaftliche Schwierigkeiten. Aus diesem Grunde legte auch
die Reichsregierung Anfang 1918 einen Entwurf über ein
Arbeitskammergesetz dem Reichstag vor , in dem auch das
Schlichtungswesengeregelt werden sollte . Er lehnte sich an
den früheren Entwurf unter Ausnutzung der inzwischen
mit dem Hilfsdienstgesetz gewonnenen Erfahrungen . Der
Entwurf gelangte jedoch nicht zur Verabschiedung.

Der Gedanke des Schlichtungswesens hatte inzwischen
eine wesentliche Förderung durch das Gesetz über den va«
irländischen Hilfsdienst vom 5. Dezember 1916 erfahren ,
das in § 13 bestimmte, daß bei Streitigkeiten über Lohn-
oder sonstige Arbeitsbedingungen die nach § 9 Absatz 2 die -
ses Gesetzes für die Entscheidung von Streitigkeiten über
die Erteilung des Abkehrscheines gebildeten Ausschüsse als
Schlichtungsstellen angerufen werden konnten, sofern nicht
beide Teile ein Gewerbegericht, ein Jnnungseinigungsamt
oder ein Kaufmannsgericht als Einigungsamt anrufen .

Der Umsturz 1918 sowie die bevorstehende rasche De-
Mobilmachung zwangen zur sofortigen gesetzlichen Rege-

lung des Schlichtungswesens, wenn nicht tatsächlich ernste
Erschütterungen das Wirtschaftsleben heimsuchen sollten.
Man schuf jetzt eine ganz neue Grundlage durch die vom
Rate der Volksbeaustragten erlassene Verordnung über
Schlichtung von Arbeitsstreitigkeiten vom 23. Dezember
1918 . Die seinerzeit durch das Hilfsdienstgesetz eingerich -
teten Schlichtungsausschüsse wurden übernommen und
zwar in Baden durch die Bekanntmachung des Ministe-
riums für Übergangswirtschaft und Wohnungswesen vom
27 . Februar 1919 . Es waren 12 Schlichtungsausschüsse,
eingeteilt nach den Bezirken der früheren militärischen Er -
satzkommission. Demobilmachungskommijsare waren die
Landeskommissareund Staatskommissar für wirtschaftliche
Demobilmachung: das Ministerium für Übergangswirt -
schast und Wohnungswesen (Arbeitsministerium ) . Diese
Regelung war jedoch nur ein Notbehelf mit all seinen
erheblichen Mängeln , die bei der Bezirkseinteilung und
der Übernahme der ständigen Beisitzer da und dort auch
zum Ausdruck kamen . Wo sie austraten , wirkte das Trost -
wort von der „baldigen" endgültigen Regelung oft beruhi -
genb . Die Vorarbeiten kamen in Gang und führten auch
zu einem Abschluß , den der Reichsarbeitsminister unterm
11 . März 1922 dem Reichstag vorlegte, nachdem der
Reichswirtschaftsrat sich im Jahre 1921 mit dem Entwurf
beschäftigt hatte. Die Arbeiten stockten jedoch wieder. Dem
Schlichtungswesen drohte geradezu der Untergang . Da
entschloß sich die Reichsregierung auf Grund des Ermächti-
gungsgesetzes vom 13. OktoVer 1923 , das Schlichtungswe-
sen neu zu regeln und zwar durch eine Verordnung vom
A). Oktober 1923 — R .G .Bl . I S . 1043 — der notfi zwei

Ausführungsverordnungen folgten und zwar am 10 . De-
zember 1923 (Einzelstreitigkeiten) und am 29 . Dezember
1923 (Gesamtstreitigkeiten) . Diese sind die Grundlage
für die Neuregelung und künftige Arbeitsweise im Schlich '
tungswesen.

Hiernach bildet den Unterbau der Schlichtungsausschuß.
Für größere Wirtschaftsgebietewird ein Schlichter bestellt.
Beide haben zum Abschluß von Gesamtvereinbarungen
Hilfe zu leisten , soweit eine vereinbarte Schlichtungsstelle
nicht besteht . Zuständig ist der Schlichtungsausschuß, in
dessen Bezirk die beteiligten Arbeitnehmer beschäftigt sind .
Im Zweifelsfalle geht die Zuständigkeit auf den Schlich -
tungsausfchuß über, der sich zuerst mit dem Streitfall be-
schäftigt hat, sofern die Parteien nichts anderes vereinbart
haben. Das Ziel der Schlichtungstätigkeit muß sein, den
Streitfall zu schlichten . Ist dies nicht möglich , so tritt die
paritätische Schlichtungskammer zusammen. Neben der
schlichtenden Tätigkeit hat der Schlichter auch noch die Auf-
gäbe, Anträge auf Verbindlichkeitserklärung von Schieds-
sprüchen der Schlichtungsausschüsse zu entscheiden . Bei
Schiedssprüchen einer Schlichtungskammer des Schlichters
ist für Verbindlichkeitserklärungen der Reichsarbeitsmini -
ster zuständig. Die Schlichtungsausschüsse werden von
den Einzelstreitigkeiten entlastet, und die Einzelstreitigkei-
ten den Arbe'tsgerichten übertragen . Als Arbeitsgerichte
gelten bis zu deren Errichtung die Kaufmanns - und Ge-
Werbegerichte und, wo solche nicht bestehen , eine beim
Schlichtungsausschuß für derartige Fälle besonders gebil-
dete Arbeitsgerichtskammer, bestehend aus einem Vorsitzen -
den und je einem Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeisitzer.
Die Haupttätigkeit der Schlichtungsausschüsse ist somit
jetzt auf die Behandlung der Gesamtstreitigkeiteneingestellt.

Die Einrichtung der „ständigen Beisitzer" fällt weg. Die
Beisitzer beruft die oberste Landesbehörde auf Vorschlag
der wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeitgeber und
Arbeitnehmer des Schlichtungsausschußbezirkes, so daß
dem Vorsitzenden des Schlichtungsausschusses eine Liste von
Beisitzern zur Verfügung steht, aus denen er die Beisitzer
zu jeder Schlichtungskammer auswählt , den besonderen
Verhältnissen des Einzelstreitfalles und den Wünschen der
Parteien nach Möglichst Rechnung tragend . Beim
Schlichter selbst besteht ' • eine Beisitzerliste überhaupt
nicht ; dieser beruft bei seinen Streitfällen die Beisitzer nach
eigenem Ermessen. Diese neue , einfache und bewegliche
Art der Beisitzerauswahl rührt von dem „fliegenden"

Schlichtungswesen her, d . h . dem frei vereinbarten , wo sie
sich gut bewährt hat , namentlich weil dort die Parteien in -
folge der Wichtigkeit des Einzelfalles oft unter einem ficht-
baren , besonderen Verantwortungsgefühl stehen . Die
Übertragung dieses Systems auf das staatliche Schlich -
tungswesen setzt eine gute Disziplin der Parteien und Bei -
sitzer voraus , damit nicht der Parteikampf in die Bera -
tung des Schlichtungsausschusses hineingetragen wird . Die
Wahrung der Tradition und Beständigkeit in der Praxis
des einzelnen Schlichtungsausschusses , die bisher durch die
„ständigen Beisitzer" gewährleistet war , gleitet nunmehr im
wesentlichen auf die Schultern des Vorsitzenden über . Je -
denfalls wird durch die jetzige Form eine praktische Erleich -
terung und Vereinfachung erzielt, da sogar den Parteien
aufgegeben werden kann, zu Verhandlungen die Beisitzer
aus der Zahl der Berufenen selbst vorzuschlagen .

Von besonderem Wert ist die große Einschätzung der
„vereinbarten " Schlichtungsstelle , die der staatlichen vor-
geht . Der Spruch einer vereinbarten Schlichtungsstelle
kann nach den neuen Bestimmungen für verbindlicherklärt
werden , was das Ansehen der Parteien und des Tarifver -
träges außerordentlich stärkt . Jdealziel im Schlichtungs-
Wesen ist, die Beilegung von Streitfragen in freier Ent -
scheidung durch die Parteien selbst , so daß die Tätigkeit des
staatlichen Schlichtungswesens überhaupt nur in ganz sel -
tenen Fällen nötig wird. Bei großen, mehrere Schlich -
tungsausschüsse überspannenden Streitfragen kann der
Schlichter in Erscheinung treten . Er braucht dem Anruf
keine Folge zu leisten und wird ein Eingreifen auch dann
ablehnen , wenn der Streitfall durch einen Schlichtungs-
ausschuß erledigt werden kann . Sein Eingreifen ist frei -
willig herausgewachsen aus eigener Verantwortlichkeit.
Nur Anträge auf Verbindlichkeitserklärungmuß er behau-
deln. Die Entscheidung ist jedoch auch hier seinem Ermes-
sen anheimgegeben. Diese Gedanken sind nachdrücklichst
zu unterstreichen, denn das gesamte Schlichtungswesen darf
nicht zu einer Einrichtung herabgedrückt werden, die bei
jeder Kleinigkeit mechanisch betätigt wird, namentlich nicht
in der Ausnützung ihrer höchsten Krastentwicklung, der
VerbindlicMeitserklärung. Sie muß bei allen Parteien in
einem solchen Ansehen stehen^ daß sie nur dann zur An«
Wendung kommt , wenn auch tatsächlich alle Instanzen der >

Selbstverwaltung fruchtlos und erschöpfend Ausgenutzt
sind und die Parteien aus eigener Erkenntnis ihrer Ver-
Handlungsschwäche des staatlichen Schlichtungswesens be-
dürfen . Die Verbindlichkeitserklärungsmöglichkeitist ein
Mangel des ganzen Systems , den z . B . das englische
Schlichtungswesen nicht kennt . Allerdings ist Erfahrung ,
Tradition und Disziplin auf diesem Gebiete beim eng-
lischen Staats - und Wirtschastsbürger durch eine lange
Schulung hindurchgegangen, die uns in Deutschland in
allen Kreisen noch fehlt. Wir werden dieses höchste Ziel
des Schlichtungswesens dann erreicht haben , wenn die
Parteien sich auf tarifvertragliche Schiedsgerichte mit end,
gültigen Schiedssprüchen vereinbaren, ein Ziel, das in Ba -
den schon in verschiedenen Tarifgebieten erreicht ist , z. B.
in den Tarifverträgen der Landwirtschaft, der staatlichen
Forstbetriebe , der Lumpensortieranstalten, der Bürsten-
industrie usw . Solange aber derartige Vereinbarungen
als Gemeingut fehlen, muß die festgefahrene Verhandlung
durch den Zwangsschiedsspruch im öffentlichen Interesse
entspannt werden können.

Die englLsch-kranzösiscbe
Ptalzaus ^pracbe

Noch keine Einigung
Meldungen , wonach zwischen der englischen und der franzö -

fischen Regierung ein Einvernehmen über die Regelung der
pfälzischen Angelegenheiten erzielt sei, dürften nach der „Frkf .
Zeitg .

" stark verfrüht sein . Es ist richtig , daß gegenwärtig
zwischen Paris und London auf der Grundlage der Wieder -
Herstellung des status quo , wie er vor der Einsetzung der Se¬
paratistenherrschaft in der Pfalz bestanden hat, verhandelt wird,
da ? bedeutet aber noch keineswegs , daß bereits für alle Mei -
nungsverschiedenheiten eine Lösung gefunden wäre . Die fran¬
zösische Regierung scheint zwar den Widerstand gegen die
Rückkehr der von den Separatisten vertriebenen Beamten auf -
gegeben zu haben , sie sträubt sich aber gegen die von London
gewünschte Aufhebung der zahlreichen von der Rheinlandkom -
Mission verfügten Ausweisungen , was in der Praxis dazu füh-
ren würde , eine geordnete Verwaltung des Landes unmöglich
zu machen . Nach einer weiteren Information , soll die fran -
zösische Regierung weiterhin an der Forderung der Unter -
ordnung der pfälzischen Behörden unter die Autorität der
Rheinlandkommission festhalten , ein Verlangen , das die eng -
lische Regierung bereits grundsätzlich abgelehnt hat . Ein gün¬
stiges Moment ist , daß die öffentliche Meinung in Frankreich
und mit ihr einflußreiche politische Kreise , aus dem Wunsche
heraus , die Reibungsflächen mit der neuen englischen Regie -
rung nach Möglichkeit zu verringern , auf eine rasche Beilegung
des Konfliktes drängen und in diesem Sinn einen Druck auf
die Entscheidungen der matzgebenden Stellen auszuüben
scheinen .

Das Projekt einer persönlichen Begegnung zwischen Pom -
rare und Mardonald dürfte , wenn es auch nur als vertagt be-
zeichnet wird , für die nächste Zeit als gescheitert gelten . Der
tatsächliche Grund scheint darin zu liegen , datz man sich in
Paris wie in London davon überzeugen mutz, datz nahezu in
allen internationalen Fragen von einiger Bedeutung die Auf -
fassung der beiden Regierungen zu weit auseinandergeht , als
datz durch eine persönliche Fühlungnahme eine Verständigung
zu erhoffen wäre .

Die Zustände in der Pfalz
Zum Diktator von Pirmasens ist von dem separatistischen

Bezirkskommissar Schwaab ein vielfach auch mit Zuchthau »
vorbestrafter Gelegenheitsarbeiter namens Schindeldeck er -
nannt worden . Die Anarchie in Pirmasens dauert fort . Zu
der Plünderung der Lebensmittelgrotzhandlung Kling wird
noch bekannt , datz sich Kling dadurch zu verteidigen suchte, indetz
er auf die Plünderer Essigsäure goß und Pfeffer schüttete , um
sein Eigentum zu schützen. Er wurde jedoch überwältigt und
unter schweren Mitzhandlungen und Messerstichen vor das Rat -
Haus geschleppt . Die Menge befreite Kling schwerverletzt aus
den Händen der Separatisten . Trotz der in Pirmasens Herr -
schenden Zustände hat General de Metz dem Stadtrat von
Pirmasens den Befehl erteilt , datz er einen Beschlutz dahin
fassen müsse , die von den Separatisten vertriebenen städti -
schen Beamten mützten sofort ihre Arbeit wieder aufnehmen ,
auch wenn die rechtmäßige Polizei noch nicht wieder in Tätig -
keit sei . Die Polizei bleibt vorläufig nach dem Befehl des Ge-
neral de Metz entwaffnet , so datz die städtischen Beamten kei -
nerlei Schutz gegen Gewalttätigkeiten der Separatisten haben .

Der Memelausschuß des Bölkerbundsrats trat am Dienstag
in Genf zusammen . Der Ausschutz besteht aus dem Präsiden -
ten Norman Dawis , früher Mitglied der amerikanischen Frie -
dens -Delegation , dem Holländer Kreller , Mitglied des Wirt -

schaftsrats des holländischen AutzenministeriumS , _ und dem
Schweden Hoernell , Mitglied der Akademie der technischen Wis -
senschaften in Stockholm . Der litauische Vertreter SidcikauS -
kaS behauptete wahrheitswidrig , datz die Abtrennung MemelS
vom Deutschen Reiche ausdrücklich zugunsten des litauischen
Staates erfolgt sei . Die Kommission wird am heutigen Don -
nerstag nach Memel abreisen , um voraussichtlich am IS . oder
16 . d . M . wieder nach Genf zurückzukehren .



politische Neuigkeiten
Die Sachverstäadigeuausschüffe in Berlin
Der Budgetmisfchuh der Sachverständigen -Kommission hat" MiMzoch vormiriag und auch am Nczchmittiag feine Bespre -

chungen Mit dem Reichsfinanzminister über bie WährungS -
, .Pf *1

. f? ptgesetzt . Der Kapitalfluchtausschuh hat eine interne
?Ä >ung abgehalten . Die Mitteilungen über die Beratungenwerden vereinbarungSgemäh nicht ausgegeben .

f . Bei den Verhandlungen der Ausschüsse über die künftigeGoldnotenbank ist von dem französischen Delegierten Parmen -tier ein Projekt vorgelegt worden , das , wie das »Echode Paris "
wissen will , bereits die Zustimmung der deutschen

-v Regierung gefunden haben soll. Von zuständiger Berliner
Stelle wird dazu festgestellt , daß von einer Annahme dieses
französischen Projektes bisher nicht die Rede sein könne . Die
Vorschläge ParmentierS unterliegen z. Zt . noch der Prüfungdurch die beteiligten deutschen RessortS und werden selbstver -
ständlich auch den Gegenstand der weiteren Diskussion mit
dem Währungsausschutz bilden . Eine endgültige Stellung -
»ahme der deutschen Verhandlungsseite ist aber noch nicht
ausgesprochen worden .

Die dritte Steuernotverordnung
in der außer dem Finanzausgleich mit den Ländern und der
Besteuerung der Geldentwertungsgewinne auch so ziemlichdie ganzen Aufwertungsfragen diktatorisch geregelt werden
sollen , hat am Mittwoch die Ausschüsse des Reichsrates be»
schäftigt . Abänderungsanträge einzelner Länder , die teilweiseeine grundlegende Änderung der Aufwendungsfrage enthiel -
ten , wurden , Berliner Meldungen zufolge , abgelehnt . Der
zehnprozentigen Hypothekenaufwertung wurde zugestimmt .

Der Fünfzehnerausschuß des Reichstags wird sich voraus -
sichtlich am heutigen Donnerstag mit der Verordnung be-
schäftigen . Die Reichsregierung scheint Wert darauf zu legen ,
daß bis zum Samstag die nach dem Ermächtigungsgesetz not -
wendige Anhörung des Reichsrats und des FünfzehnerauS -
fchusses des Reichstags abgeschlossen ist, damit das Kabinett
anfangs nächster Woche zu den Äußerungen dieser Gremien
Stellung nehmen und die Verordnung noch rechtzeitig am 14.
Februar publizieren kann , damit sie am 15. Februar in Kraft
tritt , dem Tage , an dem das Ermächtigungsgesetz abläuft .

Die Zahl der Wünsche und Abänderungsanträge , die im
Reichsrat und im Reichstagsausschutz vorgebracht werden , ist
außerordentlich grotz. Den Reichsratsausschüssen ist auch ein
ergänzender Antrag der Reichsregierung zu ihrer Verordnung
zugegangen , der sich auf die Besteuerung des unbebauten
Grundbesitzes bezieht . Nach dem Antrag soll die Steuer vom
Geldentwertungsgewinn bei unbebauten Grundstücken zum
ersten Mal am 1 . November 1926 erhoben werden und ent -
sprechend den bisherigen Absichten den Ländern zugute kom-
men , ebenso die Mietzinssteüer . Für die Erhebung der Steuer
sind fünf Jahresraten in Aussicht genommen von durchschnitt -
lich zwei Prozent . Das Aufkommen aus der Steuer soll mög¬
lichst solchen Zwecken zugewendet werden , die mit der Förde -
rung der landwirtschaftlichen Produktion zusammenhängen .

*
■ Die Reichstagssraktion der Deutschen Demokratischen Par -

tei erklärt, die Regelung der Frage der Hypothekenaufwertung
auf Grund des Ermächtigungsgesetzes sei für sie unannehm -
bar , den gleichen Standpunkt vertrat die Fraktion auch in der
Frage des Finanzausgleiches . Es ist beschlossen worden , im
Überwachungsausschutz des Reichstages einen Antrag einzu -
bringen ^ in dem dieser Standpunkt formuliert wird und in
dem die Fraktion darlegt , datz sie unter allen Umständen eine
gesetzliche Regelung fordere . Die Fraktion beriet dann weiter
über den Ausnahmezustand , wobei auch der Reichswehrmini -
nister Geßler das Wort ergriff .

Nach weiteren Meldungen steht die demokratische Fraktion
auf dem Standpunkt , datz die Hypothekenaufwertung , gleich-
viel , ob über sie im positiven ober negativen Sinne entschie -
den werden soll, nicht durch eine Verordnung auf Grund des
Ermächtigungsgesetzes geregelt werden dars , sondern datz dies
nur durch ein Gesetz geschehen kann . Die sozialdemokratische
Fraktion lehnt die Hypothekenaufwertung überhaupt ab . Im
übrigen wünscht die demokratische Fraktion , datz an Stelle der
Regierungsvorschläge der Bermögenszuwochs als Stenerguelle
gewählt werde ; etwa der Zuwachs des Vermögens im Ver -
gleich zu der Zeit vor 1914 . Voraussetzung ist dabei , datz eine
solche Steuer dasselbe finanzielle Ergebnis haben würde , das
die Regierung von ihren Vorschlägen erwartet . Anscheinend'
ist auch die sozialdemokratische Fraktion mit der Form einer
Zuwachssteuer einverstanden .

Beschlüsse des Reichskabinettö
Das Reichskabinett genehmigte am Mittwoch den Entwurf' einer Verordnung zur Änderung der Verordnungen über die

' Erwerbslosenfürsorge und über die Aufbringung der Mittel'
für die Erwerbslosenfürsorge , den Entwurf zur Änderung der
Verordnungen über das Arbcitsnachweisgeseb und auch den
Entwurf einer Verordnung über die Arbeitszeit in den Kran -
kenpflegeanstalten . die in der Regel 10 Stunden am Tage
nicht überschreiten darf und durch angemessene Pausen unter -
brachen fein soll, sowie den Entwurf einer Verordnung über
die Goldmarkrechnung im Konkurs .

Weiter fanden Annahme : Der Entwurf einer Verordnung
. über das Inkrafttreten des Reichsgesetzes für Jugendwohl -
fahrt , einer Verordnung über die Entschädigungen auS dem
Branntwein - und Monopolgesetz und der Entwurf einer
Reichsschuldenordnung .

Die Zustände bei der Regie
Von unterrichteter Seite hört das W .T .B , über den Zu -

stand des Verkehrswesens im besetzten Gebiete :
Der PersonenzugSverkehr der französisch -belgischen Eisen -

bahnregie -erreichte Anfang Januar nach zuverlässigen Fest -
stellungen 5« Prozent der Leistung vor dem RuHmnbruch .
Die Betriebslage auf den von der Regie betriebenen Strecken
ist nach wie vor äutzerst schwierig . Allgemein ist eine Uber -
süllung der grohen Güter und Berscknoböbohnhöfe festzustellen .
Besonders leiden die Bahnhöfe in Wann «. Gelsenkirchen . Ho-
henbudberg und Osterfeld unter Verstopfung . Auf ihnen stehen
schätzungsweise dreimal melsr Frachten , als befördert werden
können , die bei der deutschen Reichsbahn bestanden . Wieweit

- die Regie mit ihren Anstrengungen ernst macht , bleibt abzu -
warten , nicht minder , wieweit sie sich technisch durchzusetzen
vermag . Wie unzuverlässig die Betriebsführung der Regie
ist, geht aus folgendem hervor : Auf einer der wichtigsten

. Strecken -trfolgt Hie Zugmeldung nicht telegraphisch mit Morse -
Apparaten . Das « bläuten muß als Meldung für die Nach.
b«rftatio »en dienen . Alle anderen Sicherungsmahnahmen er-

.. splgen aus dem Fernsprecher . Wenn ein Bahnhof wissen will ,
was abgeläutet worden ist , ob und welcher Personenzug , muh

•. er bei der Nachbarstotion auf dem Fernsprecher anfragen . Es
• kommt vor, -; dak die Züge vor den Bahnhöfen so dicht auf .

einander auffahren , datz die Lokomotivführer erst durch die
. Schiuhlaternen des vor dem Bahnhof haltenden Zuges oder
durch die Signale desSchluhbrcmsers darauf aufmerksam ge-
macht werden, dah die Weiterfahrt unmöglich ist. Bon den Stell - i

Werks- und SicherungSeinrichtungen und von den Blockappa»
roten sind die Sperren an vielen Stellen entfernt , so dahkein Hindernis besteht. Fahrten auszuführen , die sich gegen »
Zeitig gefährden , so dah Zusammenstöße ustv. nur durch
äußerste Achtsamkeit des Personals vermieden werden können-Wie unwirtschaftlich der Betrieb ist, zeigen die Zuständean einigen wichtigen Betriebsstationen . Die . Betriebswerke
find mit etwa der doppelten Zahl von Lokomotiven und Per .
sonal besetzt gegenüber der Besetzung vor dem Rühreinbruch ,aber die Leistungen an Lokomotivkilometern betragen nuretwa zweidrittel bis dreiviertel der früheren Lokomotrvkilome.tern . An manchen Stellen sind die Lokomotiven nur einfach
besetzt; auch in Krankheitsfällen des Lokomotivpersonals wird
die Lokomotive nicht mit anderem Personal besetzt, sondernbleibt stehen. DaS Lokomotivpersonal mutz seine Lokomotive
selbst ausschlacken und tut das , wo gerade Platz vorhanden ist.Es wird nicht verlangt , dah das auf einer Ausschlackgrub«
geschieht. Der Kohlen - und Ölverbrauch ist doppelt und drei-
mal so hoch wie früher im deutschen Betriebe . Die Dienst »
dauer des Personals ist außerordentlich lang , so dah daS Per -
sonal in der Woche oft nur drei Schichten leistet . Der Haupt -
mangel für die glatte Durchführung des ltbergabeverkehrS
besteht darin , datz die Regie nur in den- seltensten Fallen IGü -
terwagenzettel ausstellt . Im übrigen hat sich der Austauschder Güterwagen ein wenig gebessert. Der Zolldienst wird viel -
fach noch willkürlich gehandhabt , so datz Güterzüge nicht nachdem Plan durchgeführt weisen können , zum Teil hat dies
seinen Grund in der unregelmähigen Dienstleistung der fran¬
zösischen Zollbeamten . Alles in allem also bestehen noch im-
mer durchaus unerfreuliche Zustände , die jeiden Versuch, die
vom Verkehrswesen so innig abhangige deutsche Wirtschastdes Rhein - und Ruhrgebiets zu beleben , im Keime ersticken .

Der Brief eines Hitleroffiziers
Der . Vorwärts "

veröffentlichte den Brief eines Hitleroffi -
ziers namens Goetz vom 26 . November v. I . , der die Vor -
gänge vom 8. und 9 . November schildert . In diesem Briefwird u . a . gesagt , GenevalstaatSkommissar Kah -r habe Hitler -
leute mit einem Ausweis versehen , der sie berechtigt habe , dieim Franziskanerkloster St . Anna deponierten Waffen der frü -
Heren Einwohnerwehren abzuholen , um sie für die Betvasf -
nung der Hitlertruppen zu verlwenden .

Aus München wird dazu gemeldet : Es ist richtig , dah inder Nacht vom 8. auf den 9. November Waffen aus dem St .Anna -Kloster , die -der früheren Einwohnerwehr gehörten , ge-
holt worden sind . Bon zuständiger Stelle wird aber erklärt ,daß die Auslieferung der Waffen nicht auf Veranlassung des
Generalstaatskommissars gescbÄh , sondern , dah die Waffen aufeigene Faust von den Hitlerleuten abgeholt worden seien .

Kein scheinheiliger Betrüger» aber ei«
schwacher Menjch

Zum Tode Wilsons schreibt die „ Franks . Ztg ." : „ Woodrow
Wilson tear kein scheinheiliger Betrüger , wie ihn manchermit Recht über sein Versagen empörte Deutsche nennen mag ,sondern ein schwacher Mensch , der sich zu viel zugetraut hat .Zu seiner Entschuldigung sprach General Smuts , der jetzigePremierminister von Südafrika , der auch einer der Männervon Versailles war : „ Wäre Wilson auch einer der grohenHalbgötter des Menschengeschlechts gewesen , so hätte er denFrieden nicht retten können "

, denn es waren die hinter denStaatsmännern stehenden BSlker , die für den wahren Frie -den nicht reif waren . „Wir vergessen , dah der menschlicheGeist , der Geist der Güte und Wahrheit , immer noch bloß einweinendes Kind in der Nackt ist"
, und zur Zeit des PariserFriedenskongresses herrschte in der Welt finsterste Nacht . . . .Als der Name Wilson für ' die sich nack Recht und Friedensehnenden Völker EuropaS -der Inbegriff der ersehnte «». Idealeselber war , wuhten die europäischen Menschen sehr iweniß vonden bis dahin vollbrachten staatspolitischen Leistungen seinesTrägers . Hätten sie mebr gewuht , so wären sie vielleichtrechtzeitig ernüchtert worden . Denn der Wilson , der sich un¬terfing , nach dem Mcht der Wahrheit zu greifen , war als

Regierungshaupt seines eigenen Landes bereits an ihn, zumSünder geworden . Als Mann der Wissenschaft hatte Wilsondie . Politik des Heils erkannt , als Politiker hatte er verstan -den . sie sich zum Borsatz zu machen , doch als Staatsmann
besah er nicht die Charakterstärke , seine eigenen Miahnahmenihr zu unterwerfen ."

Bezüglich der Rolle , die Wilson bei den Friedensverlhand -
lungen gespielt hat , schreibt das Frankfurter Blatt :

„ Wilson hat in Paris gelängst , sogar Heist und erbittert
gekämpft zumal zugunsten gewisser kleinerer und neu geschas-fener Nationen . Auch für Deutschland , das er vor dem Kriegebewundert hatte , aber nachher mit dem Zorn des eitlen ,selbstherrlichen Menschen Hatzte , der eine Auflehnung nichtverzeihen kann , auch für Deutschland hatte er , bei allem
schwerem Unrecht , das er gegen uns ohn« weiteres zulietz , in
gewissen wichtigen Fragen den Kampf nicht gescheut . Sein
Widerstand gegen den mit der Reparationsfrage getriebenenMißbrauch war überaus heftig und, wenn den Franzosen aufder Pariser Konferenz der Rhein nicht <rls politische , wirt -
schaftliche und auch nicht dauernd als militärische Grenze zu -
gestanden wurde , so ist das auch seinem entschlossenen Ringenzuzuschreiben . Doch er konnte nicht verhindern , datz Ver -
höhnung der von ihm verkündeten Ideale , ein gemeiner der
Versailler Vertrag das Schondwerk von beute , ein Wortbruchwurde . Sein schwerstes Unrecht ist jedoch, datz er sein Ver -
sagen nicht einzusehen vermochte . . . . "

Ikurze Nachrichten
Die Reichsindexziffer für die Lebenshaltungskosten beläuftsich nach den Feststellungen des Statistischen Reichsamts fürden 4. Februar auf das IMbillionenfache der Vorkriegszeit .

Gegenüber der Vorwoche (IM Billionen ) ist demnach ein «
Abnahme von IL Prozent zu verzeichnen . Für den Durch -
schnitt des Januar berechnet sich die Reichsindexziffer auf dasi .lObillionenfache gegenüber dem 1L47billionenfachen im
Durchschnitt , des Monats Dezember , das entspricht einer Ab-
nähme von 11,8 Prozent .

Der ständige Ausschuß des Reichseisenbahnrats ist vom
Reichsverkehrsminister nach Berlin einberufen . Zur Beratung
stehen Vorlagen der ReichseisenbahnMrwaltung über die Ände-
rung der Gütertarife , die Erhöhung der Personentarife und
Mitteilungen über die Ein - und Ausfuhrtarife .

Der Entwurf einer Beamtensiedelungsverordnung , um
Wartegeldempfängern und Beamten , die auf Grund der Per -
sonalabbauverordnung in den dauernden Ruhestand versetztworden sind, den Erwerb und die Bebauung von Grundeigen -
tum zu Garten - und landwirtschaftlicher Diedelung zu erleich,
tern , wurde vom Reichskabinett angenommen .

Die preußische Kirchenverfafsung . Ter VerfassungsauS -
schuh des Preuhischen Landtages nahm das Staatsgesetz betr.die Kirchenverfassung der evangelischen Landeskirchen mit 17
Stimmen der bürgerlichen Parteien im wesentlichen nach der
Regierungsvorlage an . Die Sozialdemokraten enthielten sichder Stimmen ; die Kommunisten waren abwesend .

Di « Eisenbahntarife in Frankreich sollen infolge des Fran -
kensturzes um 47 bis 50 Prozent , die Gütertarife um 12^
Prozent erhöht werden .

Die Unterzeichnung des italienisch -russischen Handel »« »trage « wurde in letzter Stunde auf einen späteren Termi ,verschoben, da
"
noch, einzelne Detailfragen technischer Natu»gelöst weisen müssen , die aber das im Prinzip erreichte Wer«inkommen nicht antasten .

Dreißigtägige Prauer für Wilson in Amerika . Nach eine»HcwaSmeldung aus Washington setzt eine Proklamation
Präsidenten Cool i ige eine Trauer von dreihig Tagen für Wil
son fest.

Badi $( iier Teil
Erleichterung im badischen Fremden¬

verkehrswesen
Von der Presseabteilung der badischen Regierung wird

uns geschrieben:
Die Stabilisierung unserer Geldverhältnisse , die eine all»

mähliche Besserung der wirtschaftlichen Gesamtlage zur
Folge hat, hat auch dem Fremdenverkehrswesen , das für
unser mit Naturschönheiten so reich gesegnetes badisches
Land von besonderer Bedeutung ist , eine erfreuliche Ge-
sundung gebracht. Manche unerfreuliche Erscheinungen
der Inflationszeit , die die Regierungen in Reich und Land
zur schärferen Maßnahmen im Patzverkehr und bei der po-
lizeilichen Ausländerkontrolle zwangen , sind verschwunden,
so daß jetzt die Möglichkeit gegeben ist, auf beiden Gebieten
gewisse Erleichterungen eintreten zu lassen.

Auf dem Gebiete des fremdenpolizeilichen MeldewesenS
ist von ganz besonderer Bedeutung für den Fremdenver -
kehr, daß die badische Anordnung über die persönliche
Meldepflicht aufgehoben worden ist . Es ist nicht nur schon
vor einiger Zeit die Abmeldepflicht für Fremde erlassen
worden , man hat jetzt auch jede persönliche Anmeldepflicht
für fremde Reisende beseitigt . Damit ist eine oft bean-
standte Schranke gefallen . Auch auf den Ergänzungs -
sichtvermerk (Aufenthaltsbesckjeinigung) für den erhebliche
Gebühren verlangt wurden , ist schon seit einigen Wochen ,seit Stabilisierung der Währung , verzichtet worden .

Auch im sogenannten kleinen Grenzverkehr sind schon
vom Minister des Innern eine Reihe von Erleichterungen
angeordnet worden , die von den dabei in Betracht kom -
menden Gebieten dankbar begrüßt wurden . Der kleine
Grenzverkehr gilt , wie bekannt, für Grenzorte in 13 Ki-
lometer Radius von der nächsten Übergangsstelle . Die
Tauerpassierscheine, die in diesem Grenzverkehr einge-
führt sind , werden auf Grund besonderer Beziehungen ge-
schästlicher oder verwandtschaftlicher Art ausgestellt . Hier
sind nun , innerhalb des Abkommens mit der Schweiz , die
Erteilung von Kauerpassierscheinen und ebenso deren
Anerkennung durch die Nachbarstaaten nach Möglichkeit er-
weitert worden . In Konstanz und Umgebung ist der
Grenzübertritt an Samstagen und Sonntagen für den
AuMvssVevkehr ^in iveltgchgndstsm Maße gestMH . Aach
bei dem Verkehr mit den österreichischen Grenzgebieten
sollen möglichst weitergreifende Erleichterungen durchge-
führt werden . Im Lörracher Gebiet ist die Mitgliedschaft
zu einem der großen Baseler Sportvereine sSchwarzwald -
verein , Skiklub usw .) eine genügende Legitimation für
Anerkennung der Passierscheine. Die Mitglieder dieser
Vereine dürfen ohne weiteres auf Grund dieser Passier -
scheine schon am Samstag die Grenze überschreiten und
in Baden übernachten. Auch der Übertritt über das Ge-
biet des kleinen Grenzverkehrs und der Besuch des gan-
zen Feldberggebiets zu Sportzwecken ist gestattet . Eine
Ermäßigung der Gebühren für die Dauerpassierscheine ist
insofern eingetreten , als diese Scheine , die früher für ein
halbes Jahr galten , nunmehr für ein Jahr zur gleichen
Taxe ausgestellt werden . Von deutscher Seite sind ernste
Beinühungen im Gange , im Benehmen mit den Schweizer
Behörden noch weitere Erleichterungen im kleinen Grenz -
verkehr zu ermöglichen. Hoffentlich werden die in Aus -
ficht genommenen Verhandlungen von Erfolg gekrönt sein.

Im großen Grenzverkehr, für den das Reich zuständigist, wirkt besonders das Paßvisum verkehrserschwerend.Die badische Regierung strebt auch hier eine Erleichterungan ; sie wird in Berlin eine Prüfung auf Änderung der
hier in Betracht kommenden Fragen anregen . Eine Ver -
einfachung ist schon dadurch seit geraumer Zeit vorhanden ,als für in Deutschland wohnende Personen statt des vom
Bezirksamt ausgestellten Ausreise -Sichtvermerks der Un -
bedenklichkeitsvermerk des Finanzamts genügt . Eine ge>
wisse Erleichterung in der Paßkontrolle ist auf der Bahn -
strecke Schaffhausen —-Singen zu verzeichnen, indem die
Kontrollen in den Schnellzügen selbst vorgenommenwerden .

So ist im Lauf der letzten Zeit schon eine Reihe rechtbemerkenswerter Vereinfachungen und Erleichterungen im
Fremdenverkehrswesen Badens eingetreten . Es steht zuhoffen , daß . bei günstiger Weiterentwicklung unserer jetzi-
gen Währungsverhältnisse es . gelingen wird , das ganzeVerkehrswesen wieder einer neuen stetigen und gesunden
Entwicklung zuzuführen. Dies wird , wie bis jetzt, so auchin Zukunft die ernste Sorge der badischen Regierung sein.

Geb . Or . mg . h . c. Adolf Masmer f
Mit dem am 24 . Januar 1SS4 im 80 . Lebensjahr an denFolgen eines Unfalles verstorbenen Geh . Rat . BaudireAora . D . Dr . ing . Adolf WaSMer ist eine der markantesten Ge-

stalten auS der Reihe der leitenden .techmischen Beamten der
ehemals badischen Staatsbahnen dahingegangen , so dah ei
gerechtfertigt ist , ein kurzes Bild seines Wirkens und seinerPersönlichkeit zu geben . '

i . Geh . Rat Ä!r. mg . Adolf Wasmer wurde 1842 in Karlsruhe
geboren . Er besuchte daselbst das Gymnasium , studiertehierauf die Jngenieurwissenschaften am Polytechnikum in
Karlsruhe und wurde 1868 nach gut bestandener Staatsprü -
fung im Bauingenieurfach als Jngenieurpraktikant in den



Gadischen Staatsdienst aufgenommen, wo er 1872 Bezir?»ina»
« «ur -Praktikant (damals erste Anstellung mit festem Gehau),
1874 Ingenieur l . Klasse , 1881 Bahn^Bauinspektor und IS«
Bau rat und Kollegialmitglied der General-Direktion der
Etaotöeisenbahnen wurde. WSHrend der Praktikantenzeit
Mar er in den verschiedenen Teilen d«S badischen Landes bei
Kahnvauten beschäftigt , so in Wertheim, Manicheim (Bau de»
alten RangierMahnhofeSl, GerlachSheim <Bahnhvfbau Oster -
hurken) , Meßkirch. Dazwischen wurde er ( 1868 ) mit der Ab¬
nahme von Gußstahlschienen in den Hüttenwerken am Nie-
derrhein betraut. Yn demselben Jahre legte er seiner Ober -
Heerde eine Denkschrift über die geometrische Anordnung
von Weichen-Anlagen vor , die deren besondere Anerkennung
fand . ..

AlS Ingenieur I. Klasse wurde er zunächst in Buchen mit
den Voraäieiten für die Bahn Seckach—Miltenberg und 1875
mit der Leitung der Arbeiten für den Bahnbau Haufach—
Schiltach mit dem Wohnsitz in Wolfach beauftragt. Mit der
Ernennung zum Bahnbau-Jnspektor wurde Wasmer 1881 der
General-Direktion in Karlsruhe als Zentralinspektor zuze-
teilt. Als Kollezial-Mitglied von 188k an führt« er ein Respi-
ziat über Bahnuntechaltung und Neubauten. In Jahre 1896
wurde Wasmer zum Ober>Baurat , 1898 pn Baudirektor und
Borstand der Bauabteilung der XNeneral-Dlrektion ernannt.
1908 erhielt er den Titel Geh. Oberbaurat und 1913 bei sei-
nem Rücktritt den Titel «Geheimer Rat. Auch als Abtei-
lungsvorstand übernahm er neben den allgemeinen Vorstands-
geichästen das Respiziat für verschiedene bedeutende Bauten,
wie die Bahnhofbauten in OoS, Bruchsal , die neueren Hafen¬
bauten in Mannheim die Bahnen Walldürn—Amorbach und
Marbach—Dürrheim. Von «hm rühren ferner die ersten Ent-
würfe für die Murgtawahn Weifenbach —Lanidesgrenze und
die Bahn Titisee—St . Blasien, sowie für den neuen Perso¬
nenbahnhof in Karlsruhe her. D k bedeutendsten Werke, die
nach seinem Entwurf und unter seiner Leitung in den letzten
Jahnen entstanden , sind jedoch der neue R-anzierbahnhof in
Mannheim ( eröffnet im Spätjahr 1906 ) und die neuen Bahn-
Hof-Anlagen in Heidelberg .

Der neue Rangierbahnhof in Mannheim , der sich zwischen
den Stationen Mannheim und Jrisdrichsseld auf ein« Länge
von etwa 6,8 Kilometer erstreckt und einen Aufwand von 18
Millionen Mark erforderte , ist einer der größten und lei-
stungsfähigsten Rangierbahnhöfe Deutschlands . Er ist als
zweiseitige Anlage mit Äblaufrücken gebaut , wobei jedoch die
Rücksicht auf die besonderen Forderungen des dortigen Ver-
kehres zu, einer ziemlich ungleichartigen Ausbildung der ein-
zelnen Gruppen nötigte . Die Bahnhofbauten in Heidelberg
umfassen den Neubau des Personenbahnhofes , 'des Güterbahn¬
hofes und eines mittelgroßen Rangierbahnhofes , die bis jetzt
in emer Anlage vereinigt waren . Der Umstand, daß dabei
der jetzt bestehende Kopfbahnhof für den Personenverkehr
durch einen Durchgangsbahnhof zu ersetzen ist, bedingte eine
weitreichende Verlegung der Zufcchrtslinien und den Bau
eines neuen 2,6 Kilometer langen Tunnels durch den König-
stuhl. Die Bauten wurden 1908 begonnen ; der neue Tunnel
und der Güterbahnhof sind Anfang 1914 in Betrieb genom-
men worden. Für den neuen Personenbahnhof und seine
Zufahrten find nur die Erbarbeiten fertiggestellt ; der Aus -
bruch und das unglückliche Ende des Weltkrieges hat die
Aortsetzung der Arbeiten bis heute verhindert . Es war
Wasmer nicht vergönnt , die Fortführung und Vollendung
des Baues , an dem er mit der Liebe des Schiefers hing , zu
schauen .

In der Zeit , während deren er der Bauabteilung der Gene -
raldirektion der Staatseisenbahnen vorstand, fällt die ausge -
dehnte Bautätigkeit im ganzen badifchen Bahnnetz, die außer
tot vöi^ Äannt 'eN. seiner Leitung unmittelbar unterstehenden
Bauten seine Arbeitskraft stark in Anspruch nahm .

Bon den während seiner Baudirektorszeit entworfenen , be-
gonnenen und durchgeführten weiteren großen Neubauten
feien als die bedeutendsten genannt : Der Um- und Neubau
des Rangier - und Güterbahnhofs Freiburg , der Personen -,
Güter - und Rangierbahnhöfe Basel und Offenburg , des. Per -
sonenbahnhofs Karlsruhe , des Bahnhofs Lörrach, Radolfzell ,
Durlach, Pforzheim , Graben -Neudorf , Lahr -Dinglingen und
Lahr -Stadt und des Kehler Hafens ; der Bau der Bahnen
Waldkirch—Elzach , Neustadt—Donaueschingen , Kappel—Bonn¬
dorf, der Bodenseegürtelbabn , der Murgtalbahn Weißenbach—
Forbach und der Bahnen Singen —Beuren , Walldürn —Hork¬
heim und Tauberbischofsheim—Königheim ; ferner der Bau
dei zweiten Gleises auf den Strecken Villingen —Jmmendin -
gen — Schaffhaiisen - Lauda — Neckarelz — Neckargemünd und
Oos—Baden . Es kann somit wohl gesagt werden , daß es kaum
eine Gegend unseres Heimatlandes gibt, die seiner unmittel -
baren oder mittelbaren Arbeit nicht neue Bahnen oder Ver -
besserungen ihrer Bahnanlagen verdankt . Dabei darf nicht
unerwähnt bleiben, welche große Arbeit in den zahlreichen,
von ihm herrührenden eingehenden Untersuchungen und Be-
gutachtungen über die eingelaufenen Vorschläge und Wünsche
auf neue , nicht verwirklichte Bahnverbindungen und in der
Vertretung dieser Prüfungen vor den Kommissionen und dem
Plenum des Landtags von ihm geleistet worden ist .

Mit diesem seinem ureigensten Betätigungsgebiet des
schöpferischen Neubaues war jedoch der Wirkungskreis Was -
mers keineswegs erschöpft . Mindestens ebenso groß , wenn
auch nach außen weniger oder für die meisten garnicht in die
Erscheinung tretend , war seine Tätigkeit auf dem Gebiet der
Verwaltung , besonders in der Einführung der neuen Bau -
und Betriebsordnung , der grundsätzlichen Behandlung der
Fragen der Bahnunterhaltung , Bahnuntersuchung und Bahn -
bewachung. der Anordnung und Durchbildung des Oberbaues
und der Sicherungsanlagen , sowie in den Fragen der Vor-
und Ausbildung und der Verwendung des umfangreichen bau -
technischen Personals .

Wasmer hat 16 Jahre lang die wichtige Stelle des Bor-
stands der Bauabteilung der Generaldirektion bekleidet und
war als ältester AbteilungSvorstand lange Jahre Stellvertre -
ter des Generaldirektors. Zur Bewältigung der großen Ar -
beitslast. die sein Amt brachte, befähigte ihn in erster Linie
sein reiches technisches Wissen , seine große Erfahrung und ge-
naue Kenntnis der Verkehrsverhältnisse und VerkehrSbedürf -
nisse des badischen Landes in Verbindung mit einem eisernen
Pflichtgefühl einerseits und seine offene, herzliche Liebenswür-
digkeit und seine geradezu väterliche Güte für die Untergebe-
nen anderseits. Deshalb tragen alle seine Arbeiten, wie schon
von seinen Vorgesetzten in den ersten Lehrjahren bestätigt
worden ist, den Stempel der Gediegenheit und Klarheit, und
er konnte nach Svjähriger Dienstzeit mit dem Bewußtsein aus
dem Amte scheiden, das Erbe seiner großen Vorgänger Gerwig
und Würthenau gut verwaltet zu haben .

Zu den Auszeichnungen und Ehrungen, die ihm während
und am Ende seiner Dienstzeit zuteil wurden, fügte die KarlS -
rüher Techn . Hochschule Fridericiana im Jahre 1921 die Ver-
leihung des DoktoringenieurS ehrenhalber hinzu. Trotz aller
Erfolge und Auszeichnungen blieb sein Wesen einfach und
schlicht , und so wird er auch im Andenken seiner Berufsge -
nassen, ob Mitarbeiter oder Untergebene, als Vorbild der
Pflichttreue. Gewissenhaftigkeit . Uneigennützigkeit und rein
menschlicher Herzlichkeit weiterleben.

Vsdiscker Landtag
Die Aufwertung vo« Hypothek «

Die Abgeordneten der badischen Zentrumsfraktion haben
stch mit folgendem Schreiben an den Reichskanzler . den Reichs-
finanzminister und die Zentrumsfraktion des Reichstags ge-
vandl :

. Zur Aufwertung von Hypotheken und anderen Forderun-
?en wiederhole » wir mit Nachdrück unseren Antrag vom 21.
Dezember 1028 und die dringende Bitte , der Aufwertun«
nicht die Grenze von 10 Prozent und nicht den Termin vom
31 . Dezember 1933 zu setzen .

Diese Beschränkung verletzt das ewige , natürliche und fitt-
liche Recht, es raubt den Glauben an die Rechtssicherheit, und
vernichtet den Sparsinn ; sie untergräbt die Stütze der Reichs -
Verfassung (Art . 153 ) und das Vertrauen zur Reichsregie-
vung; sie vollendet das Elend' der Rentner, Mündel, Strftun -
gen und Anstalten. Sie ist Ausnahmerecht schlimmster Art .

Sie schaltet das soziale Recht der Gläubiger auf gereckten
Ausgleich aus , indem sie der» Schuldner einseitig begünstigt.

DaS Wort „Aufwertung " ist wirtschaftlÄ) falsch. Nicht um
Aufwertung , sondern um Werterhaltung oder Wertvernich-
tung handelt es sich für den Einzelnen. Bei sachlich gesicherten
Forderungen darf der Gläubiger nur infoweit einen Verlust
erleiden , als auch die belastete Sache heute — bei Annahme
freier Wirtschaft — entwertet ist. Der Stichtermin vom 31.
Dezember 1983 ist ein Willkürakt ; das ganze Verbot ist ein
iGetvaltäkt, weder zur Beseitigung einer augenblicklichen Not
geboten, noch vereinbar mit den Voraussetzungen des Ermäch¬
tigungsgesetzes, noch mit Art . 163 der Rcichsverfassnng."

Zur beabsichtigte » Erhöhung der Fahrkartenpreise
hat die sozialdemokratische Fraktion des Landtags einen An-
trag an die badische Regierung gerichtet, die geplante Erhöhung
der bisherigen Tarifsätze zu verhindern . Die Lohn- und Ge-
Haltsempfänger , welche au fdie Eisenbahnfahrten angewiesen
sind und zur Zeit mit überaus niedrigen Löhnen und Gehäl -
tern rechnen müssen , würden durch diese Erhöhung am schwer -
sten betroffen . Es liegt kein Grund vor, von den bisherigen
Tarifpreisen abzuweichen.

Weiter fragt die sozialdemokratische Fraktion an , wie es
mit dem Entwurf stehe , wodurch die Reichseisenbahnen in ein
selbständiges, eine - juristische Person darstellendes Wirtschaft -
liches Unternehmen verwandelt werden sollen .

Gleichfalls nach Zeitungsberichten soll durch einen vom
Reichskabinett gebilligten Entwurf eines Postfinanzgesetzes
der Reichspost , und Telegraphenbetrieb als selbständiges Un -
ternehmen unter Mitwirkung eines Verwaltungsrats verwal -
tet werden. Auch hierüber wird Auskunft von der Regierung
verlangt .

Der badische Kultusminister i» Freiburg
Auf Einladung der deutsch-demokratischen Partei sprach am

Mittwoch in Freiburg der badische Kultusminister Dr . Hell-
pach über das Thema „Das sterbende und werdende Europa" .

Von dem sterbenden Europa entwarf der Minister ein an-
schauliches Bild , indem er auf die Zeiten vor dem Kriege von
1870/71 zurückgriff, den historischen Werdegang des deutschen
Reiches schilderte und die politischen und diplomatischen Feh -
ler berührte , die vor und während des Krieges schließlich zum
Untergang der Hohenzollerschen Dynastie und zur Republik
geführt haben. Der Minister schilderte alsdann in längeren
Ausführungen die politischen Leitmotive der europäischen
Großmächte zur Auegestaltung des künftigen Europas . Frank -
reich erstrebt seit Jahrhunderten die uneingeschränkte Hegemo¬
nie über Europa , England verfolge je nach seinen Jntensio -
nen ^ew«, . britisch - imperiKlistische WeltMitik ^?WMal- ,znA ein
andermaleine ^ Uch» «rqpäjtzhe. .MoWt . . Xyotz «er. Über-
nähme der englischen Regierung durch die Arbeiterpartei
dürfe man sich keinen übertriebenen Hoffnungen hingeben , da
auch die englische Arbeiterregierung lediglich dem deutschen
Konkurrenten zu Liebe nichts unternehmen würde . Immer¬
hin eröffne die Übernahme der englischen Regierung durch die
Arbeiterpartei günstige Perspektiven, und eine Rührigkeit
Englands in den europäischen Belangen sei unverkennbar .
Tier Minister besprach alsdann das deutsch -russische Problein ,
das er für das künftige Deutschland als ain wichtigsten be-
zeichnete . Ein neutrales oder freundliches Rußland an der
Seite biete einen unberechenbaren Schutz , wie uns auch die
Tatsache des Bestehens der roten Armee schon vor mancherlei
Schwierigkeiten mit Polen bewahrt habe . Der Minister schil-
derte im weiteren Verlauf die sich in Deutschland zurzeit rei -
benden Gegensätze , nämlich der preußische Obri^keitsgedanke,
das Prinzip der westlichen Demokratie und das ostliche Räte -
system , wobei er es als die Aufgabe der Regierung bezeich -
nete , diese Gegensätze auszugleichen und einen kräftigen Staat
zu errichten . Nach alledem kam der Minister zu dem 'Schluß ,
daß das alte gerniainsch- ronianische Europa dem Untergang
verfallen sei und ein neues germaniscĥ slawisches Eurova er-
stehe . Leitmotiv für die deutsche Zukunft müsse der groß-
deutsche Gedanke sein , den der Minister hauptsächlich der
heranwachsenden Jugend ans Herz legte. — Die hoffnungs -
freudigen Ausführungen des Ministers fanden langanhalten -
den stürmischen Beifall.

Staatspräsident Dr. Köhler
hat in der mitgeteilten Unterredung mit dem Hauptschriftleiter
des „Neuen Mannheimer VolksblatteS " sich auch über die
Lage der Landwirtschaft ausgesprochen . Er gab seiner Auffas.
sung dahin Ausdruck, daß weite Teile der kleinen und mitt»
leren Landwirtschaft in Baden unmittelbar vor neuen Ver»
schuldungen stehen . Irreführend fei die Nachricht aber , als
hätte er für die Landwirtschaft die alsbaldige Einführung von
Schutzzöllen verlangt.

Die Freie Bereinigungen badischer
Krankenkasse«

hielt in Achern eine von ungefähr 129 Personen — Kassen -
vorständen , Geschäftsführern und Vertrauensärzten — be¬
suchte Landeskonferenz ab . die der Vorstand W . Hof -Karls-
ruhe mit Begrüßungsworten eröffnete .

Direktor Sigmund -Karlsruhe sprach über kassenärztliche
Fragen und berührte dabei auch die Honorarfrage der Ärzte.
Von einem Stande , der wie der Ärztestand gewisse Vorrechte
genieße, müsse man erwarten , sagte der Redner, daß er öf-
fentliche Einrichtungen nicht boykottiere, wenn diese sich den
Forderungen nicht fügen . Weiter müsse man verlangen, daß
gesetzliche Einrichtungen , wie die Ärzteorganisation, nicht zu
einem Werkzeug des wirtschaftlichen Jnteressenkampfes miß-
braucht werben . In Baden müsse man um deswillen auf der
Hut sein , weil der Mantelvertrag nur bis 1926 laufe. Von
da ab wolle man kein Sonderabkommen mehr , sondern nur
ein Reichsabkommen . Immerhin sei es auf den badischen
Mantelvertrag zurückzuführen, daß Baden von einem Ärzte«
streik verschont gelieben sei.

Weiter wurde die Arzneimittelversorgung besprochen, wobei
auf die Gründung der Heilmittervertriebsgesellschaft hinge-
wiesen wurde, die mit dem 1 . Januar 1924 in eine A .-G . um¬
gewandelt worden sei und uicht mehr als 6 Prozent Gewinn
erzielen bezw . verteilen dürfe . In Baden sei eine Zweigstelle
errichtet worden .

Ferner wurde erörtert die Durchführung des Personalab¬
baues, worauf Oberregierungsrat Rausch von der LandeSver -

ficherungSanstalt da» Heilverfahren der Jnvalide«»erftche »« »O
behandelte und mitteilte, daß sich die finanzielle Lag- der An»
ftalt etwas gebessert habe , die Schulden getilgt und New«
Rücklagen gemacht werden konnten. Bon großer Bedeutung
waren die Mitterlungen des Redners über die Wiederaus »
nähme des Heilverfahrens. Es besteh« Hoffnung, die San.
genbeilanstalten Luisenheim und Friedrichshzh , etwa Anfang
Juni wieder zu eröffnen. Ob auch die Nordrack-Kolsnie }un
gleichen Zeitpunkt wieder aufgemacht werden könne , stehe
dahin . Die Heilstätte Hirschhalde für chirurgische Tuber»
knlose soll Mitte Mai geöffnet werden . Die Wiederaufnahm «
der Bäderkuren , des KrankenhauSaufenthaltS und des unftä« .
digen Heilverfahrens, hängen von der Finanzlage ab . An .der
Aussprache beteiligte sich auch Präsident Jon« von der Lan«
desversicherunzsanstalt, der die der Sozialversicherung drohen^
den Gefahren als sehr groß bezeichnete und zu geschlossenem
Zusammengehen aufforderte .

AuS dem besetzte« badische « Gebiet
DZ . Offenburg , 6. Febr . Nach Mitteilung der Besatzung«,

behörde wird in nächster Zeit gegen Aushändigung von Requi»
sitionsscheinen das Verlangen gestellt werden, weitere . Motz»
nungen für Offiziere und Unteroffiziere zu möbilieren . Die
Rückgabe der beschlagnahmten Wohnungen von Ausgewiesenen
wird erst erfolgen , wenn dem Verlangen der Besatzungsbehörde
inbezug auf die Wohnungsmcblierung entsprochen ist. Wegen
der Aufbringung der Mittel für die Wohnungseinrichtungen
sind Verhandlungen mit der Reichs - und Landesregierung o>in»
geleitet . Durch die Beschlagnahme von Wohnungen durch die
Besatzungsbehörde gehe« dein allgemeinen Wohnungsmarkt
etwa 25 Wohnungen verloren . Der Stadtrat ist der Mei»
nung , daß das Reich verpflichtet ist, dafür Mittel für die Er »
stellung neuer Wohnungen zur Verfügung zu stellen . Der
Oberbürgermeister wird ermächtigt, mit den zuständigen
Reichsstellen zu verhandeln .

I Die Besatzungsbehörde teilt mit , daß durch die Entscheidung
des kommandierenden Generals von Kehl vom 1 . Februar - an
die Kaffees und Schankstätten , welche bis zu diesem Tage um
!412 Uhr abends geschlossen sein mußten , nicht inehr dieser
Vorschrift unterworfen sind . Sie haben künftighin sich nur

< nach den Bestimmungen zu richten, die durch die deutschen He -
j setze und Verordnungen über die Polizeistunde vorgeschrieben

sind. Gesuche um Polizeistunöenverlängerung sind deshalb
nicht mehr an die Besatzungehehörde, sondern an das Bürger ,
meisteramt zu richten ; âlle Veranstaltungen von Bereinen öe»
dürfen aber nach wie vor der Genehmigung der Besatzungs-
behörde.

Sonderknndgebung fnr die Pfalz
Nach einer Meldung des ..Berliner Tagblatts " aus Man »,

heim wird dort im Rahmen der Tagung der süddeutschen
Presse am Samstag , 1. März 1824. eine Sonderkundgebu «<
für die Pfalz stattfinden. Der Reichspräsident , der Reichskaitz-
ler und der Reichsminister des Innern haben ihre Teilnahme
zugesagt und werden Ansprachen halten .

kommunale IKundsckau
Zur Umwandlung der Heidelberger städtischen Werke

melden die dortigen Blätter : Der Stadtrat beabsichtigt , di«
Umwandlung der städtischen Werke in eine Aktiengesellschaft.
um sie ans der städtischen Verwaltung herauszubrinften und
dadnrch den Stadthaushalt und zugleich auch die Betriebs -
führurig der Werke zu erleichtern. Eine Kommission hat Jbtt
Windzüge der Umwandlung festgelegt, und de^nWadtrat
wird - ^ mnächst eine entsprechend « Vorlage a'n den Bürger -
ausschuß bringen . Es ist aber nur eine neue rechtliche Form
für die Verwaltung der Werke geplant, ivährend im übrigen
die Betriebsführung auf der bisherigen gemeiMvirtschastlichSn
Grundlage bleibt , die schon dadurch gesichert erscheint , ifäft
die Stadt im Besitz des gesamten Aktienkapitals bleiben soll.
Eine börsenmäßige Verwertung oder ein Verkauf der AkM «
ist nicht beabsichtigt. So werden die Werke von den Schxan-
ken der Geineindeinstanzen und all jener Vorschriften befreit ,
die die Gemeindeordnung mit sich bringt . Sie können auf
eigene Rechnung Geld aufnehmen, und ebenso hat die Stadt
erleichterte Kreditmöglichkeiten, weil sie den Aktienbesitz in
Lombard geben kann. Das bedeutet nach Ansicht der Stadt »
Verwaltung keine Entkommunalisierung , sondern eine Mobi»
lifierung der städtischen Betriebe . Die Aktiengesellschaft
würde das von ihr benötigte Personal aus städtischem Dienst
iu ihren Privatdienst übernehmen, doch müßte für Aufrecht»
evhaltung der zurzeit bestehenden gesetzlichen Ansprüche der
Beamten hinsichtlichPension usw . gesorgt lverden . Es würden
etwa 150 Beamte damit aus dem städtischen Dienst auSschei»
den, was den Etat wesentlich erleichtern würde.

WohnungSfürsorge in Offenburg . Die Schwierigkeiten der
Finanzieruno von Wohnungsbauten macht sich in Ofsenburg
in erschreckender Weise bemerkbar. Die Stadt beabsichtigt,
auf die im Rohbau fertigen großen WohnnngSbauten mit 28
Wohnungen ein Darlehen gegen hypothekarische Sicherheit
aufzunehmen. Die verschiedenen Hbpothekenbanken haben je-
doch eine solches Darlehen nicht zusichern können. DaS eine
Konsortium lehnte überhaupt ad . und das andere konnte eine
Beleihung von Neubauten nnr unter der Bedingung zusagen,
daß die Auszahlung des Darlehens nicht in barem Gelde , son»
dern in Hypothekanpfandbriefen erfolgt . Damit wäre jedoch der
Stadt nicht gedient, da sie mit Pfandbriefen die Handwerker
nicht bezahlen kann . Der Stadtrat hat die Bemühungen , an-
derweitig ein Darleihen zu erhalten , fortgesetzt und geneh-
migt , auch kleiner « Beträge von Privaten als Darlehen gegen
10 Prozent Jahreszins anzunehmen .

Bom Freiburger Fremdenverkehr 1923. Durchden Währung » ,
gerfall sowie durch die dadurch hervorgerufene Teuerung, hat
auch in Freiburg der Fremdenverkehr im vorigen Jahre einen
erheblichen Rückgang erfahren . Die ZrfM der Übernachtungen
in den Hotels betrug gegenüber 1921 nur noch die Hälfte und
zwar fallen diese ungefähr 86 Prozent auf die, die ihren
Wohnsitz in Deutschland haben , die anderen IS Prozent waren
Ausländer . Die Schweiz ist an dem Fremdenverkehr in Frei,
bürg dabei am meisten beteiligt gewesen.

Bom Kurbetrieb in Badenwetler . Auf dem Bezirksamt zu
Badenweiler fand eine Sitzung der Badeanfjaltskommission
statt, der außer dem Vorstand und Aufsichtsrat de» Zweikver-
bandeS und der Genossenschaft Badenweiler, auch Minister
Renrmele beiwohnte. Markgrafenbad und Kurpark bleibe»
nach dem Ergebnis der Besprechung nach wie vor in der Für-
sorge des Staates .

Fürsorgegesetz für Gemeinden - und KSrperschaftSbeamt«.
Mit Anmerkungen herausgegeben von Anton Ziegel »
maier , Krankenkassenverwalter und Landtagsabgeordneter .
Erschienen im Bad. Kommunal-Verlag. G . m. b. H ., KarlS»
ruhe, Karl Friedrichstraße 14 . Preis M. t .—.

Im Hinblick darauf, daß eine Ausführungsverordnung zum
Fürsorgegesetz nicht veröffentlicht wird , ist die hiermit vorlie»
gende Erläuterung des damit betrauten LandtagS-Referenten
allen beteiligten Kreisen willkommen . Sie wird die Durch»
führung des Gesetzes erleichtern helfen und dazu beitragen,
daß dieses seinen sozialen Zweck erreicht .



Aus der Tsndesbauptstsdt
Amtsbezeichnung der Künstler deS Bad. Laudestheaters.

Das Ministerium des Kultus und Unterrichts hat . wie die
Presseabteilung der basischen Regierung mitteilt , mit Zustim¬
mung des Verwaltungsrats des badischen Landestheaters dem
Kammersänger Bussard die Amtsbezeichnung Vortrags -
tneister , den Opernsängern Glaß . Nentwig . Wehrauch
und Dr . Wucherpfennig die Amtsbezeichnung Kammer -
sänger , der Opernsängerin und Württ . Kammersängerin Frau
Jracema - Brügelmann die Amtsbezeichnung (Bad .)
Kammersängerin , den Opernsängerinnen Frau von Ernst
und Frau Mosel - Tomschik die Amtsbezeichnung Kam-
mersängerin , dem Oberspielleiter Baumbach , dem Drama -
turgen Kienschers , den Spielleitern Herz und Burk -
« er , den Schauspielern Dahlen , Gemmecke , Höcker ,Müller und von der Trenck die Amtsbezeichnung
Staatsschauspieler , den Schauspielerinnen Ermarth ,
Frauendorfer , Genter , Noorman die Amtsbe-
Zeichnung Staatsschauspielerin , sowie dem Inspizienten Lud-
wig Schneider die Amtsbezeichnung Bühneninspektor ver-
liehen.

Oberstleutnant a . D. Bierordt , der jüngere Bruder des
Karlsruher Dichters Heinrich Bierordt , wird , wie bereits mit-
geteilt, morgigen Freitag , abend 8 Uhr, im Eintrachtsaaleau der Hand von Lichtbildern über seine Erlebnisse und Ein -
drücke im Innern Afrikas berichten. Es ist ein ungemeindielgestaltetes , reiches und interessantes Material , was da als
Ausscbnitt aus dem Tagebuch eines passionierten Jägers aufallerlei exotisches Wild geboten wird, anziehend auch durchdie mitunter recht ergötzlichen Anekdoten, die der Plaudererüber sein Leben unter den wilden Volksstämmen zum Bestengibt. Vorverkauf in der Musikalienhandlung Kurt Neuseldt,Waldstratze 39 .

Badische Lichtspiele Konzerthaus . Freitag , den 8. d. Mts .,abends 8 Uhr, wird Geh. Rat Professor Dr . Klein von der
Technischen Hochschule einen großen Lichtbildervortrag im
Anschluß an die Ausstellung für Wintersport u . Wandern hal -ten . Eine Auswahl der mannigfachsten Naturschönheiten ausdem ganzen Lande werden in vorzüglichen Lichtbildern zurBorführung kommen : Landschaften aller Art , Berg - , Feld - , See -und Waldbilder des Schwarzwaldes , merkwürdige Einzel -
bäume , Vegetationsbilder , Blumen / Pilze , Menschen und
Tiergruppen . Die Hälfte der Bilder erscheinen in den natür -
liehen Farben . Die Vorführung soll dem Wanderer , der ein
offenes Auge für unser herrliches Heimatlos hat , nicht nur
großartig schöne Naturausschnitte zeigen , sondern ihn auchdarauf hinweisen , das; er beinahe auf

"
Schritt und Tritt ein-

fache Naturschörcheiten findet und so seine Streifen durchWald und Flur viel genußreicher gestalten kann.
Theatergemeinde und Basier Thoma -Ausstellung . Der

Sonderzug der Theatergemeinde ist nun endgültig gesichertund fährt am Sonntag , 10. Februar . Die Teilnehmer ver-
sammeln sich pünktlich um % 7 Uhr in der Bahnhofsvorhalle
(linker Flügel bei den Wartesälen ) . Die als Ausweis gel-tende Teilnehmerkarte mutz dabei vorgezeigt werden . Aus
technischen Gründen (unerwartet starker Besuch der Ausstel-lung aus anderen Städten ) , mutzte die Zahl ,der Teilnehmeraus Karlsruhe auf 450 beschränkt werden . Es ist jedochKunstfreunden , die sür den ersten Sonderzug der Theaterge -ineinde nicht mehr angenommen werden konnten, Gelegenheitgeboten, sich in der Geschäftsstelle der Theatergemeinde füreinen unter den gleichen Bedingungen von der Bad . Kunst--
Halle und dem Verkeihrsverein für Sonntag , den 24. Februarvorgesehenen Sonderzug in der Geschäftsstelle der Theater -
gemeinde anzumelden .

Zu einer Besichtigung der Brauerei Moninger war in die-
sen Tagen Vertretern der Karlsruher Presse Gelegenheit ge-
geben, wobei Diplomingenieur Moninger die Führung hatte .Man sah in diesem modernen muster<nltigen Großbetrieb die
gewaltigen Malzsilos , von denen das Malz nach Passieren der
Mühlen in die riesigen Sudkessel geleitet wird, blitzblanke
Kupferkessel , die mit geradezu beängstigender Peinlichkeitsauber gehalten werden . Es sind , ebenso wie übrigens auchim Kühlschiffraum , alle hygienischen Vorkehrungen getroffen ,um jedes Eindringen schädlicher Stoffe in die Räume unmög-
lich zu machen . Die Gewölbe des Gärungsraumes , in denenes herrlich nach Malz und Hopsen duftet , enthalten eine stau¬nenswerte Anzahl von großen Fässern. Eine unterirdischeStadt für sich bilden die großen Keller der Brauerei , die sichvon der Girenzstraße bis zur Lessingstraße unter der Erde
ausdehnen und Fässer in einem Ausmatze beherbergen , indenen tausende von Hektolitern Platz haben. Hier in den
Fässern lagert das Bier längere Zeit , bis es durch eine Druck-
Maschine in die Fässer und Flaschen geleitet wird . In den
Mbfüllräumen werden auf maschinellem Wege Fässer und
Flaschen gereinigt , etikettiert . Die Fässer werden gründlichgereinigt und von einem besonderen Kontrolleur mit elektri-
scher Lampe im Innern auf Sauberkeit geprüft . Die Fla -
schen werden auf dieselbe Art genau untersucht und diese
Badisches Landestheater .
Freitag , 8. Febr . 7- 7,10 Uhr . Sp . 15 .40 M.

Abonn . F 14. Th - Gem . B .V .B . Nr . 6401 - 6700.Der Troubadour .
Der Herr Reichsminister der Finanzen hat den Auf-

ruf des am 19 . November 1923 ausgegebenen wert -
beständigen Notgelds der Basische »» Landwirt «
schaftskammer zum 10 . Februar 1924 mit einer Ein-
lösungssrist von einem Monat angeordnet . Das Not-
geld wird hiermit entsprechend den Einlösungsbestim -
mungen zur Einlösung aufgerufen . D .78

Karlsruhe , den 4. Februar 1924 .
Badisch « Landwirtschaftskammer .

strenge Prüfung auf Sauberkeit berührt den Besucher außer -
ordentlich angenehm. Nach der Abfüllung des fertigen Bieres
beginnt der Versand , zu dessen Ausführung dem Unternehmenein großer Fuhrpark zur Verfügung steht Moningerbier istbekannt und beliebt und so bringen zahlreiche Krastlastwagendas fertige Produkt in alle Teile unseres Landes . Reparatu .
ren an Maschinen. Wagen und dergleichen, werden im Be-
trieb selbst ausgeführt , da eigene 'Schreinerei , Schmiede und
sonstige Reparaturwerkstätten zahlreiche fachkundige Arbeiter
beschäftigen. In einem eigenen chemischen Laboratorium
wird das Bier auf seinen Nährwert und seine Brauchbarkeitin gesundheitlicher Hinsicht untersucht. — Nach dem Rund¬
gang hatte man im kleinen Kreise in dem Gastraum der
Brauerei noch Gelegenheit , einen Vortrag von Direktor Mo»
ninger über das von der Firma neu hergestellte Bawena -
Nährbier zu hören . Dds Bawena -Nährbier zeichnet sich aus
durch den erhöhten Nährwert infolge seines großen Extrakt «
geholtes , durch die günstige Einwirkung auf den Organismus
und durch den geringen Alkoholgelhalt , der eine Schädigung
selbst eines schwachen Organismus ausschlieft , dabei aber doch
eine anregende , Verdauung fördernde Wirkung auf den
Körper ausübt . Kommerzienrat Moninger nahm
später noch Gelegenheit , den Gästen für ihr Er -
scheinen zu danken, wies auf die 'Schwierigkeiten
des Brauergewerbes in den letzten Zähren hin und gab der
Hoffnung Ausdruck, daß die Entwicklungsmöglichkeiten in der
kommenden Zeit sich wieder besser gestalten mimrt für eine
Industrie , die vielen Tausenden von Arbeitern Brot und Le-
bensmöglichkeiten gewährt .

Eine amtliche Kleiderablage im Landestheater . Mit sofor-
tiger Wirkung wurde in unmittelbarer Nähe der Vorhalle —
rechts von der Kasse im Aufgang zum III . und I)V . Rang —
eine amtliche Kleiderablage eingerichtet, um den Theater -
besuchern die sichere Verwahrung besonders wertvoller Klei-
dungsstücke in beschränktem Umfang gegen Kontrollmarke zu
gewährleisten. Raum für eine allgemeine, allen Besuchern
dienende Kleiderablage ist bei den derzeitigen baulichen Ver-
Hältnissen des Landestheaters leider nicht zu gewinnen . Eme
solche Einrichtung ist durch Anbauten in Aussicht genommen.
Mit der jetzt geschaffenen räumlich noch beschränkte «, Kleider-
ablage soll vorläufig nur den allerdringlichsten Bedürfnissen
nach Sicherung wertvolleren Eigentums Rechnung getragen
werden. Für die Benützung der Kleiderablage ist eine Ge-
bühr von 20 Pfg . zu entrichten.

Militärpersonen und besetztes Gebiet. Vorfälle während der
Beurlaubungen zum Weihnachtsfest haben das Reichswehr-
Ministerium jetzt veranlatzt , darauf hinzuweisen , daß die
Bahnhöfe Offenburg und Appenweier im besetzten Gebiet lie-
gen. Die Durchreise durch diese Bahnhöfe wird von den Be-
satzungsbehövden als Betreten des besetzten Gebietes ange¬
sehen und den deutschen Militärpersonen ohne Erlaubnisscheinund in Uniform verwehrt - Sie müssen für den Aufenthaltwie für die Durchreise rechtzeitig durch Vermittlung der
deutschen Militärpatzstelle in Frankfurt a . M . die Einreise -
erlaubnis einholen. Auch auf der Durchreise darf nur Zivil -
kleidung getragen werden .

Bom Verkehr Berlin —Schweiz. D'a sich jetzt der Verkehr
nach Süddeutschland , nach der Schweiz und Italien vom Nor-
den Deutschlands aus wieder verstärkt hat . werden die beiden
Schnellzüge , die von Berlin und Dresden nach Frankfurta . M . in Naumburg « . S . vereinigt und dann gemeinsam
weitergeführt wurden , jetzt die beiden Züae wieder getrennt
durchgeführt. Der Dresden —lFrankfurter -

'
Zug führt wieder

durchlaufende Wagen 1. bis 3. Klasse Dresden —Basel, die
darm erst in Frankfurt an den Berliner D -Zug Berlin —Ba¬
sel—Zürich—Mailand angehängt werden.

Ikurze Nachrichten aus Waden
Aus der katholischen Kirche . Pfarr -Rektor Willibald Stroh -

meyer in St . Trudpert wurde zum Superior der deutschen
Provinz der Schwestern vom hl . Joseph mit dem ProvinzihauSin St . Trudpert ernannt . — Zum Rektor der St . Josephsan -
stalt in Herten bei Säckingen ist der bisherige Pfarrer Al-
fons Schlegel in Minseln mit Absenz von dieser Pfarrei er-
nannt worden . Der seitherige HauSgeistliche an der genann -ten Anstalt, Edmund Beuchert, wurde als Pfarrverweser von
Minseln angewiesen.

Aus der evangelischen Landeskirche . Die diesjährige Kir -
chensammlung zugunsten des Bad . Landesvereins für Innere
Mission wird am 24 . Februar erhoben werden. Die letztjäh»rige Kollekte vom Februar 1933 ergab ein Gesamterträgnisvon 8 914 000 Mark . Die Innere Mission hat gerade in der
Gegenwart eine Reihe wichtiger Aufgaben zu erfüllen undviele ihrer Einrichtungen und Anstalten befinden sich in gro-
ßer Not. Der Deutsche Evang . Kirchenausschuß hat die deut-
schen, evangelischen Kirchen zu einer Nothilfe für die evange-
lischen Kirchen des besetzten Gebietes im Westen aufgerufen .Der Evang . Oberkirchenrat hat darum angeordnet daß fürdiese Archen am 10. Februar eine Kirchensammlung erhobenwerde. Im Brückenkopfgebiet Kehl und im EinbruchsgebietOffenburg wird die Erhebung anheimgestellt.

Mannheim , 6 . Febr . Wie das Städtische Nachrichtenamtmitteilt , hat der Allgemeine Deutsche Arbeitgeberverband für

das SchneidergewerSe, Ortsgruppe Mannheim , im Sinver .nehmen mit dem Preisprüfungsamt beschlossen, die A^rfer,tigungspreise für Herrenbekleidungsstücke um weitere 5 bis10 Prozent herabzusetzen.
Bom Schwarzwald , 6. Febr . Gestern und in der verflösse -nen Nacht ist im gesamten Schwarzwald Neuschnee in großenMengen gefallen . Verbunden mit einem zeitweilig orkanarti .

gen Sturm schneite es namentlich in den ersten Frühstundendes Mittwoch in den höheren Schwarzwaldlagen ergiebig. Imnördlichen Schwarzwald , im Gebiet der Badener Höhe, Hör.
nisgrinde und des Ruhesteins sind innerhalb 24 Stunden
mindestens durchschnittlich ein viertel Meter trockener und
pulvriger Neuschnee gefallen . Der Schnee liegt jetzt wieder
gut 1—Wt Meter hoch ; pulvriger , feiner Neuschnee auf alter
hartgefrorener Unterlage . In den Wäldern gab eS durch den
schweren Nordweststurm allerlei Schäden . Im Feldberggebietund auf dem Herzogenhorn beträgt der Neuschnee 30—35 Zen¬timeter .

DZ . Freiburg , 6. Febr . In Bologna hat sich jetzt sbenfall»ein Hilfskomitee zur Unterstützung der notleidenden Kinderin Freiburg i. Br . gebildet. Durch Aufrufe sind bereits an -
sehnliche Spenden eingegangen, die dem Freiburger Caritas -verband übermittelt worden sind .

Dandel und Mirtscbatt
Die Berliner Devisennotierungen sind heute bi» Redaktion?»schluß nicht eingetroffen .
Karlsruher Börse (6. Februar 1924) . Abteilung : Ge »treibe -, Mehl , Futter - und Rauhsuttermittel .Der Markt bleibt still , insbesondere drücken auf die heimischenProdukte die anscheinend wieder rückhaltlos einführbarenfranzösischen Mehlfabrikate . Die nur selten erzielbaren For -

derungen stellen sich ungefähr : inländ . Weizen 19,25—19,76Goldmark , Roggen 17—17,50, Gerste 18,75—19,50 , Hafer13,75— 15 , Weizenmehl, Mühlenforderung 28,50—28,76, Wei¬zenmehl, zweithändig bis 28 , Roggenmehl, Mühlenf . 24,50bis 24,75, Kleie je nach Fabrikat 8,5» - 11 , Trockenschnitzel 11bis 11,50 , Biertreber , ohne Sack 12,50—13, Malzkeime, ohneSack 13—13,50 , Wiefercheu 9, Stroh (gepreßt ) 4,50—5 Gold¬mark, alles per 100 Kilo, Mehl und Mühlenfabrikate mit ,Getreide ohne Sack, Frachtparität Karlsruhe . Abteilung :We 'ine und Spirituosen . Der Weinmarkt zeigt die bis»
herige Festigkeit, besonders infolge der Rachfrage des unbe-
setzten Gebietes aus der Pfalz . Spirituosen : iJn Edel»branntweinen ist ein kleines Abbröckeln der Preise zu kon»
statieren » Die Umsätze bleiben klein infolge allgemeinen Geld-
mangels . Abteilung Kolonialwaren : Kaffee, rohSanws 3,90—4,20 Goldmark , Kaffee, gewaschen 4,60—6 , Kaf-
fee , gebr. von 4,80G . -M . an , alles per Kilo verzollt. Tee . imPreis unverändert . Burmareis 0,44, Graupen 0,40, Erbsen0.40 , ungar . Perlbohnen 0,50 , Linsen, mittel 0,90, Schweine¬fett 1,40, Salatöl 1,20 Goldmark , alles per Kilo.

Staatsanzeiger
Die Verleihung der Rechtsfähigkeit an den Verein „Bersor-

gungskasse für badisch» Ärzte" in Mannheim .Das Staatsministerium hat mit Entschließung vom 28. De-zember 1923 Nr . 18 400 dem Verein «Versorgungskasse fürbadische Ärzte" in Mannheim die Rechtsfähigkeit verliehen.
Karlsruhe , den 16. Januar 1924.

Der Minister des Innern
I . B . : Le er s.

personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen , Zuruhesetzungen usw .

der planmäßige « Beamte»
Aus dem Bereich des Staatsministeriums

Ernannt :
Die Oberlandesgerichtsräte Dr . Schuberg, Heim und Müller

zu Mitgliedern des Kompetenzgerichtshofs.
Zuruhegesetzt auf Ansuchen :

Oberrechnungsrat Christoph Uhl beim Staatsministerium .
Ministerium des Innern

Versetzt:
Verwaltungsobersekretär Anselm Freund beim BezirksamtOffenburg zu jenem in Müllheim.

In den Ruhestand getreten :
Polizeiobersekretär August Jörger beim Bezirksamt — Po-

lizeiöirektion — Pforzheim .
Ministerium des Kultus und Unterrichts

Verliehen :
Dem planmäßigen a . o. Professor für Zahnheilkunde an der

Universität Heidelberg Dr . Georg Vlessing die Amts
nung und die akademischen Rechte eines
sessors.

Amtsbezeich»
ordentlichen Pro -

Holz
Karlstraße 30

■ Gutmann
Telephon 401 Kaiserstraße 109

ZMMlWMIW
Freitag, den 8. Februar

1VZ4 , nachmittags 2 Uhr,
werde ich in Karlsruhe im
Pfandlokal , Steinstraße 23,
gegen bare Zahlung im
Vollstreckungswege öffent-
lich versteigern: V .399

1 Buch Goethe . 1 Buch
Neues Testament, 1 Brief-
steiler, 2 Wörterbücher Latein-
Deutsch, Griechisch - Deutsch,6 ver 'chiedeue Schulbücher.

Karlsruhe , 6. Febr . 1924 .
Grether, Gerichtsvollzieher .

MWlMlteWW
des Forstamts Ichenheim am
Dienstag, den 12. Februar
1924 , morgens 1/,10 Uhr ,
im Gasthau « z»»r Linde in
Schmieheim aus dem Di-
strikt Frohnholz : 1 Eiche IIb ,
7 IHK , 40 IV , 38 V ;
4 Tannenstämme II , 9 III ,
6 IV , 5 V , 1 VI ; 1 Tan¬
nenabschnitt I , 9 II , 7 III ;
1 Forlenabschnitt II . Klasse .
Forstwart Meyer in Schmie-
heim zeigt das Holz vor
und fertigt Listenauszüge
gegen Ersatz der Schreib-
gebühren. SB.381

größter Auswahl in

i
-

,
Horrenzimmeru

.

Jahrelange Garantie

V .382 . Bruchsal. Das
Konkursverfahren über das
Vermögen der Firma FranzAnton Decker & Co. in Bruch¬
sal wurde gemäß 8 204
KC - eingestellt, da eine
den Kosten des Verfahrens
entfprechendeKonkurSmasse
nicht vorhanden ist .

Bruchsal, 28 . Jan . 1924 .
Der Gerichtsschreiber

des Amtsgerichts .

Die Stelle unseres Grmck-
buchhilfsbeamten <1. Rat-
schreib « ) ist neu zu besetzen -

Bewerber müssen selb -
ständig das Grundbuch
führen können und im
Ratschreibereidienst einge-
arbeitet sein. Die Anstel»
lung erfolgt nachder Reichs-
besoldungsordnung und
wollen Zeugnisse unter An»
gäbe des bisherigen Lebens-
laufs und EinstellungSbe-
dingungen hierher aufae -
geben werden. ' D -7?
St . Georgen (A . Freiburg ),den 4. Februar 1924 .

Das Bürgermeisteramt:
Keller . Bürgermeister .

Druck ©. Braun. Karlsruhe.̂
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